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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es wäre nur teilweise nach dem Anciennitätsprinzip vorgegangen worden: Bundesrätin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard wünschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement übernehmen. Beide Wünsche
wurden gewährt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
übrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitätsprinzip zuerst
ihre Wünsche hätte äussern dürfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement übergeben, da die bürgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschützerin hätte überlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen würde, hätte die neu
gewählte Magistratin dieses nun übernehmen müssen. Die SP – allen Voran ihr Präsident
Christian Levrat (FR) – reagierte sehr verärgert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grünen äusserten Unmut über die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwängerei und demokratisch fragwürdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung. 1

ANDERES
DATUM: 29.09.2010
MARC BÜHLMANN

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 2

In der Wintersession wählte die vereinigte Bundesversammlung Ueli Maurer
turnusgemäss zum Bundespräsidenten für das Jahr 2013. Maurer erhielt 148 von 202
gültigen Stimmen. 40 Stimmen entfielen auf Didier Burkhalter, vierzehn auf
Verschiedene; 27 Wahlzettel wurden leer und acht ungültig eingelegt. Die 148 Stimmen
sind im langjährigen Vergleich wenig: nur sechs Mal in den letzten 90 Jahren gab es
noch weniger Stimmen. Das bisher schlechteste Resultat (106 Stimmen) erzielte
Micheline Calmy-Rey bei ihrem zweiten Präsidium. Im Vorfeld hatte die GP ihre
Unterstützung verweigert und auch der Fraktionschef der SP, Andy Tschümperlin (SZ),
hatte mehrmals öffentlich gedroht, Maurer nicht wählen zu wollen. Zum
Vizepräsidenten wurde Didier Burkhalter gewählt. Der FDP-Bundesrat erhielt 205
Stimmen, vierzehn entfielen auch bei ihm auf Diverse, dreizehn wurden leer eingelegt
und acht waren ungültig. Seit 35 Jahren wurde kein besseres Resultat mehr erzielt.
Freilich sind die Stimmen bei den Präsidentschafts- und Vizepräsidentschaftswahlen
lediglich eine Anzeige der Zufriedenheit des Parlaments mit dem entsprechenden
Magistraten. Usanz ist, dass die Funktionen streng nach Anciennitätsprinzip vergeben
werden. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die in der Wintersession 2013 durchgeführten Wahlen verliefen im Vergleich zu den
Vorjahren ohne viel Geplänkel. Zum Bundespräsidenten für das Jahr 2014 wurde
turnusgemäss Didier Burkhalter mit 183 von 222 eingegangenen Stimmen gewählt.
Johann Schneider-Ammann erhielt 10 Stimmen und auf neun Stimmzetteln waren
Namen anderer Regierungsmitglieder vermerkt. 17 Stimmzettel gingen leer und drei
ungültig ein. Die im Vergleich zu vergangenen Jahren unumstrittene Wahl wurde in der
Presse als Vertrauensbeweis für den FDP-Bundesrat gewertet. Didier Burkhalter wird
2014 nicht nur als Bundespräsident, sondern auch als Präsident der OSZE walten. Er
kündigte an, dass die Öffnung der Schweiz auf die Welt sein Präsidialjahr prägen solle,
was von der Presse besonders positiv hervorgehoben wurde. Dies stehe in Kontrast zum
Präsidialjahr des aktuellen Bundespräsidenten Ueli Maurer, für den das Amt mehr Bürde
als Würde sei, was durch eine Igelmentalität und einige, vor allem aussenpolitische
Fauxpas zum Ausdruck gebracht wurde. Maurer selber zog allerdings ein positives Fazit;
er habe seine Ziele, nämlich effizientere Bundesratssitzungen und den geschlossenen
Auftritt des Gremiums als Team, erreicht. Als Vizepräsidentin für 2014 wurde ebenfalls
turnusgemäss Simonetta Sommaruga gewählt. Sie erhielt für eine SP-Kandidatin neben
17 leeren und neun ungültig eingereichten Stimmzetteln bemerkenswerte 180 Stimmen.
12 Stimmen entfielen auf Doris Leuthard und 13 Stimmen auf andere Personen. Auch
dieses Resultat wurde in der Presse als solid bezeichnet. Die höchste Stimmenzahl (seit
Einführung der Proporzwahl 1920) hatten in den 1970er Jahren Hans Peter Tschudi (sp)
und Willi Ritschard (sp) mit jeweils 213 Stimmen erzielt; den Negativrekord hält
Micheline Calmy-Rey (sp) mit den 2011 erhaltenen 106 Stimmen. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Am 3. Dezember 2014 wurde die amtierende Vizepräsidentin des Bundesrates,
Simonetta Sommaruga, mit 181 Stimmen zur neuen Bundespräsidentin gewählt. Die
Stimmenzahl – von den 236 eingelangten Wahlzetteln waren 22 leer, vier ungültig und
29 mit anderen Namen versehen – wurde als solid bezeichnet. Es waren die meisten
Stimmen, die eine Bundespräsidentin je erhalten hatte – Sommaruga war die fünfte
Frau in diesem Amt. Die Stimmenzahl gilt jeweils als Gradmesser für die Zufriedenheit
des Parlaments mit den jeweiligen Magistraten. Zu einer Strafaktion durch eine
Fraktion, wie sie beispielsweise 2011 gegen Micheline Calmy-Rey geführt wurde, die
damals lediglich 106 Stimmen erhielt, kam es 2014 nicht. Dies war auch bei der Wahl des
Vizepräsidenten der Fall: Johann Schneider-Ammann erhielt zwar etwas weniger
Stimmen als Sommaruga – von den 237 eingelangten Wahlzetteln waren 28 leer, 14
ungültig, 22 mit anderen Namen und 173 mit dem Namen Schneider-Ammann versehen
– auch dieses Resultat gilt im langjährigen Schnitt aber als gut. Die leeren und
ungültigen Stimmen dürften zu einem Teil aus der SP-Fraktion stammen, bei welcher
der FDP-Bundesrat besonders in der Kritik stand. Zum ersten Mal in der Geschichte
werden damit zwei Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) im Präsidium
sitzen. Die Kantonsklausel, die dies untersagt hätte, war 1999 aus der Verfassung
gestrichen worden.
Sommaruga, die aufgrund eines neuen Wahlprozederes vor der Bundesversammlung
eine Rede halten durfte, betonte, dass das Jahr 2015 viele Reformen bringen werde, die
sie auf der Basis funktionierenden Zusammenarbeitens angehen wolle. Zentral sei dabei
die direkte Demokratie. In der Schweiz gebe es nicht nur ein Septett und ein 246-
köpfiges Orchester, sondern auch einen Chor aus zweieinhalb Millionen
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern. Die direkte Demokratie sei ein einzigartiges und
faszinierendes System, auf das sie in ihrem Präsidialjahr einen Akzent legen wolle.
Dieses System sei mit grosser Verantwortung und einer spezifischen politischen Kultur
verbunden, die auf eine Abstimmung aller drei Teile aufeinander beruhe. Die
Bereitschaft zum Kompromiss sei hier ein Ausdruck von Stärke und nicht von Schwäche.
Mit der Wahl Sommarugas zur Bundesratspräsidentin standen drei SP-Mitglieder an der
Spitze der Schweiz – auch Nationalratspräsident Stéphane Rossini (sp, VS) und
Ständeratspräsident Claude Hêche (sp, JU) sind Genossen.
Sommaruga löste den scheidenden Bundespräsidenten Didier Burkhalter ab. Dessen
Präsidialjahr war unter dem Motto „Jugend, Arbeit und Öffnung“ gestanden, was schon
im Januar auf dem traditionellen Bundesratsfoto durch eine offene Türe im
Bundesratszimmer symbolisiert worden war. Häufiges mediales Diskussionsthema im
Jahr 2014 war die Doppelrolle Burkhalters, der neben dem Bundesrat auch der OSZE
vorstand. Dies brachte ihm harsche Kritik von seinem Bundesratskollegen Ueli Maurer
ein, der Burkhalter in einem Weltwoche-Interview Mitte März vorwarf, mit seinem Amt
die Schweizer Neutralität zu verwedeln. Tags darauf krebste Maurer zwar wieder zurück
und entschuldigte sich via VBS-Webseite, das Thema der Vereinbarkeit der beiden
Ämter blieb jedoch eine Weile auf der Traktandenliste. Durch seine bescheidene und
geschickte Art gelang es Burkhalter, in seinem Amt zu wachsen. Zupass kam ihm dabei
die schwierige, aber im weltpolitischen Schaufenster beleuchtete Aufgabe als
Vermittler in der Ukrainekrise. Der Parteipräsident gewann nicht nur im In-, sondern
auch im Ausland an Beliebtheit und Grösse. Die Stimmen, die seine doppelte
Präsidentschaft kritisierten, verstummten allerdings nicht. Eine in den Räten noch nicht
behandelte Motion von Roland Borer (svp, SZ) fordert Vorkehrungen, damit ein
amtierender Bundespräsident nicht gleichzeitig den Vorsitz einer internationalen
Organisation („z.B. OSZE“) innehaben könne. Anfang November wurde Burkhalter von
der Universität Neuenburg mit dem Ehrendoktortitel gewürdigt. Als OSZE-Vorsitzender
war Burkhalter gefragter Gesprächspartner. Zusammen mit seinem Engagement als
Aussenminister absolvierte Burkhalter so viele Auslandreisen wie kein
Regierungspräsident vor ihm. Burkhalter selber zog ein gemischtes Fazit zu seinem
Präsidialjahr. Die Sicherheitslage in Europa sei schlechter geworden, die Schweiz habe
aber international an Goodwill gewonnen. Die Beziehungen der Schweiz zur EU hätten
allerdings gelitten und müssten jetzt wieder gestärkt werden. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2014
MARC BÜHLMANN

Bereits bei den Wahlen 2011 hatten sich die Bundesrätinnen und Bundesräte eine
gewisse Zurückhaltung auferlegt, was die Werbung für ihre Parteien bei
Wahlveranstaltungen anbelangt. In einem ab 1. Januar 2015 gültigen Aide-mémoire
wurde der Verhaltenskodex verschriftlicht. Festgehalten wurde dort auch, dass die
Mitarbeit in Parteiausschüssen zwar nicht verboten sei, diese aber im Sinne des
Bundesrates opportun sein müsse. Auch Reden an kantonalen Parteiveranstaltungen
vor kantonalen Wahlen seien auf eidgenössische Vorlagen zu beschränken. Dies gilt
allerdings nicht bei nationalen Parteiveranstaltungen. Allerdings wird auch dort eine
"gebührende Zurückhaltung" erwartet. Diese Forderungen waren im Vorfeld der

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2015
MARC BÜHLMANN
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nationalen Wahlen 2015 vor allem für die BDP ein Problem, da die junge Partei vor allem
über ihre amtierende Magistratin, Eveline Widmer-Schlumpf wahrgenommen wird. Der
Begriff "gebührende Zurückhaltung" wurde freilich auch von den anderen Parteien
unterschiedlich ausgelegt. Vor allem Ueli Maurer zeigte sich ab und an eher als SVP-
Oppositionspolitiker denn als Angehöriger eines Kollegiums. Alle Bundesräte standen
zumindest bei Wahlanlässen ihrer Parteien auch als Motivatorinnen und Motivatoren im
Rampenlicht. 6

Rund eine Woche vor den Regierungswahlen begannen die Fraktionen mit den Hearings
der drei SVP-Kandidaten. Lediglich die Grünen verzichteten auf die Anhörungen, weil
sie die Wahl eines Vertreters der Volkspartei grundsätzlich ablehnten, da die SVP die
Europäische Menschenrechtskonvention kündigen wolle – eine Anspielung auf die
geplante Selbstbestimmungsinitiative der SVP. Die GP setzte nach wie vor auf einen
Sprengkandidaten aus der Mitte und gab bekannt, zumindest im ersten Wahlgang keinen
der SVP-Kandidierenden wählen zu wollen. Die SP entschied sich erst in letzter Minute,
die Kandidaten einen Tag vor den Wahlen doch noch zu Bewerbungsgesprächen
einzuladen. Die Genossen gaben im Anschluss bekannt, dass Norman Gobbi (TI, lega) für
sie nicht wählbar sei. Die restlichen Fraktionen wollten sich nach den Anhörungen zwar
nicht festlegen, gaben aber zu Protokoll, einen der drei offiziellen Kandidaten wählen zu
wollen. Ein Sprengkandidat war nicht in Sicht – auch wenn Heinz Brand (svp, GR) erst
nach einigem Hin und Her und viel Pressewirbel dementierte, eine Wahl annehmen zu
wollen, und sich auch Thomas Hurter (svp, SH) noch einmal ins Gespräch brachte, weil
er keine Stellung nehmen wollte zur Idee, bei einer allfälligen Wahl und Ausschluss
durch die SVP bei der FDP Unterschlupf zu finden. Alle weiteren, in den Medien
kolportierten, möglichen Überraschungskandidaten gaben aber jeweils kurz nach der
Medienmeldung an, nicht zur Verfügung zu stehen. Zudem signalisierten die
Mitteparteien im Verlaufe dieser Geplänkel immer deutlicher, für Spiele nicht zur
Verfügung zu stehen. Aufgrund dieser Ausgangslage sahen die meisten Medien am Tag
vor der Bundesratswahl Guy Parmelin (svp, VD) im Vorteil, da er von SP und GP wohl
eher unterstützt würde als Norman Gobbi (TI, lega) und Thomas Aeschi (svp, ZG). 
Dass der Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz allgemein akzeptiert und
die Lust auf Experimente im Parlament in der Tat sehr gering war, zeigte sich am
Wahltag auch in den Voten der einzelnen Fraktionen. Mit Ausnahme der SP und der GP
sprachen sich alle Parteien für ein Ende der bisher nicht adäquaten mathematischen
Konkordanz aus. Obwohl alle Parteien freilich auch die Ausschlussklausel der SVP
kritisierten, die einer Regierungspartei nicht würdig sei, liessen sie den Worten bei der
Ersatzwahl von Eveline Widmer-Schlumpf (bdp) Taten folgen. Zwar erhielten im ersten
Wahlgang auch Thomas Hurter (svp, SH) und Viola Amherd (cvp, VS) 22 bzw. 16 Stimmen,
auf den insgesamt 245 ausgeteilten Wahlzetteln fanden sich aber vorwiegend die drei
SVP-Kandidierenden, wobei sich Guy Parmelin mit 90 Stimmen vor Thomas Aeschi (61
Stimmen) und Norman Gobbi (50 Stimmen) schon leicht absetzen konnte. Mit den vier
Stimmen an Verschiedene und den zwei leeren Wahlzetteln hatten sich damit 44
Parlamentarier nicht am offiziellen Dreierticket orientiert – zu wenig für einen Coup. Im
zweiten Wahlgang verpasste Parmelin das absolute Mehr nur knapp. Er erhielt 117 von
120 nötigen Stimmen; Aeschi wurde von 78 Mitgliedern der Vereinigten
Bundesversammlung favorisiert und Gobbi erhielt lediglich noch 30 Voten. Auf
Verschiedene entfielen 14 Stimmen und fünf der 244 ausgeteilten Wahlzettel waren
leer. Im dritten Wahlgang – für viele überraschend schnell – konnte Guy Parmelin dann
genügend Unterstützerinnen und Unterstützer hinter sich scharen. Mit 138 Stimmen
wurde der Waadtländer erster französischsprachiger SVP-Bundesrat der Geschichte.
Die 88 Stimmen für Aeschi hätten auch zusammen mit den elf noch auf Gobbi
entfallenden Stimmen nicht für einen anderen Wahlausgang gereicht. Im dritten
Wahlgang, in dem nur noch 243 Wahlzettel ausgeteilt wurden, waren noch deren sechs
leer. Guy Parmelin erklärte die Annahme der Wahl und verwies in seiner kurzen Rede
auf die Bedeutung und Symbolkraft seiner Wahl für die Westschweiz. Freilich werde er
im Rahmen seiner Regierungstätigkeit auch die Ost- und Zentralschweiz, die diesmal
leer ausgegangen seien, nicht vergessen. 

Ob der mit Spannung erwarteten Ersatzwahl gingen die vorausgehenden
Bestätigungswahlen der bisherigen sechs Regierungsmitglieder fast ein wenig unter.
Zwar divergierten die Stimmen, welche die einzelnen Magistratinnen und Magistraten
erhielten recht stark – insbesondere Ueli Maurer (svp) und Simonetta Sommaruga (sp)
wurden wohl jeweils vom gegnerischen Lager abgestraft – aber insgesamt zeigte sich
auch bei den Bestätigungswahlen, dass das Parlament in der Mehrheit ein Zurück zur
Normalität anstrebte. Doris Leuthard (cvp) wurde mit 215 von 245 Stimmen erneut
gewählt (Verschiedene: 19; leer: acht; ungültig: drei), Ueli Maurer (svp) erhielt 173 von
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245 Stimmen (Thomas Hurter (svp, SH): zehn Stimmen, Verschiedene: 27; leer: 32;
ungültig: drei), Didier Burkhalter (fdp) wurde mit 217 von 244 Wahlzetteln bestätigt
(Verschiedene: 14; leer: 13; ungültig: Null), der Name Simonetta Sommaruga (sp) stand
auf 182 von 245 ausgeteilten Wahlzetteln (Daniel Jositsch (sp, ZH): elf Stimmen;
Verschiedene: 28; leer: 19; ungültig: fünf), Johann Schneider-Ammann machte 191 von
244 Stimmen (Verschiedene: 28; leer: 23; ungültig: zwei) und überraschend deutlich
bestätigt wurde auch Alain Berset mit 210 von 244 möglichen Voten (Verschiedene: 23;
leer: acht; ungültig: zwei). Alle sechs hatten damit mehr Stimmen als noch vor vier
Jahren erhalten. 
Die Reaktionen in den Medien waren geteilt. Auf der einen Seite wurde hervorgehoben,
dass Parmelin als Nationalrat kaum aufgefallen sei, über keinerlei Führungserfahrung
verfüge und auch nicht besonders sprachgewandt sei – wenig spektakulär wie der
Chasselas, den er anbaue, so etwa die BaZ. Sein einziger Ausweis sei es, der SVP
anzugehören. Es sei aber nachvollziehbar, dass das Parlament die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung höher gewichtet habe als personelle Fragen. Zudem
müsse man Parmelin eine Chance geben, im Amt zu wachsen. Weil er keine hohe
Erwartungen wecke, könne er eigentlich nur positiv überraschen. Für viele, vor allem für
Mitte-links sei er wohl auch das kleinere Übel gewesen. Parmelin sei ein SVP-Mitglied
der alten Schule und sei wohl als leichter formbar vermutet worden als Thomas Aeschi,
der als Blocher-Zögling gelte und die neue SVP-Linie vertrete. In der Westschweizer
Presse wurde zudem hervorgehoben, dass sich Parmelin stets moderat und
kompromissbereit gezeigt habe – eine nicht zu unterschätzende Fähigkeit im
Regierungskollegium. Die Wahl Parmelins sei aber auch ein Zeichen dafür, dass das
Parlament angesichts der Erfolge und der immer neuen Forderungen der SVP resigniere
– so der Blick. Einig war man sich in der Presse, dass die SVP jetzt in der Verantwortung
stehe. Sie müsse wieder in den Kompromiss-Modus zurückfinden – so die NZZ. In den
Kommentarspalten wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Volkspartei mit ihrem
zweiten Regierungssitz nun auch definitiv in der Westschweiz verankert sei –
männiglich prognostizierte gar einen weiteren Schub der SVP im französischsprachigen
Landesteil. 
Die Reaktionen der Parteien waren unterschiedlich. Die SVP feierte ihren neuen
Bundesrat mit auffallender Zurückhaltung. Zwar wiesen die Parteispitzen darauf hin,
dass man die Westschweiz jetzt noch besser vertreten könne; verschiedene Stimmen
machten aber keinen Hehl daraus, dass Parmelin nicht der Wunschkandidat gewesen
sei. Die Aufforderung, jetzt mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, prallte an der SVP
ab. Man mache weiter eine SVP-Politik und erwarte vielmehr von der FDP, dass sich im
Bundesrat jetzt eine bürgerliche Politik durchsetze. Als Siegerinnen sahen sich die SP-
und die CVP-Spitzen. In der französischsprachigen Presse wurde kolportiert, dass Guy
Parmelin ohne die von Christoph Darbellay (cvp, VS) und Christian Levrat (sp, FR) im
Nationalratswahlkampf aufgestellte Forderung an die SVP, einen Westschweizer
Kandidaten zu präsentieren, vielleicht jetzt gar nicht Bundesrat wäre. Prompt wurden
die beiden Parteipräsidenten als Königsmacher gefeiert. In der FDP und der CVP
machte man sich Gedanken über die nächsten Bundesratswahlen. Klar war, dass mit der
Übervertretung der Romandie die Chancen für französischsprachige "Papabili" stark
gesunken waren. Potenzielle Ostschweizer und Tessiner-Kandidaten konnten sich
hingegen freuen. 7

Schon im Vorfeld der Bundesratswahlen war darüber spekuliert worden, wer das
Departement der scheidenden Eveline Widmer-Schlumpf übernehmen würde. Das EFD
gilt als wichtige Schnittstelle und einflussreiches Departement, insbesondere auch vor
dem Hintergrund der künftigen finanzpolitischen Herausforderungen. Freilich konnte
man sich bei keinem der bisherigen Magistraten einen Departementswechsel vorstellen,
da entweder gewichtige Dossiers anstanden (z.B. die Sozialversicherungsreform im EDI,
die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative im EJPD oder die
Infrastrukturvorhaben im UVEK), oder da sich Departementsvorsteher schlicht zu wohl
fühlten in ihrem Amt: So war etwa Didier Burkhalter in seinem Präsidialjahr als perfekter
Aussenminister bezeichnet worden. Auch bei Johann Schneider-Ammann wurden keine
Wechselabsichten vermutet, da er sich wohl nicht gleichzeitig der Herausforderung von
Präsidium und neuem Departement stellen wolle. Bei Ueli Maurer schliesslich wurde
dessen Alter ins Feld geführt. Mit 65 Jahren würde er kaum noch einmal ein neues
Departement übernehmen wollen. Diskutiert wurde auch, ob die SVP das Asyldossier
übernehmen solle, um hier Verantwortung zu übernehmen. Christoph Blocher hatte
sich in einem Interview für diese Lösung stark gemacht. In diesem Fall hätte die SP das
Finanzdepartement übernommen, was wiederum von zahlreichen SP-Exponentinnen
und Exponenten begrüsst worden wäre. 
Mit der Wahl von Guy Parmelin zum neuen SVP-Magistraten gingen die Spekulationen
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weiter. Parmelin wurde die Eignung für die Übernahme des EFD freilich eher
abgesprochen. Weil Parmelin Ambitionen auf das EDI hege, wurde auch spekuliert, dass
Alain Berset das EFD übernehmen würde. Er habe schon durchblicken lassen, das ihn
das Amt reizen würde, wusste etwa die NZZ zu berichten. Die Departementsverteilung
wird freilich vom Siebnergremium alleine bestimmt. Nach der ersten Bundesratssitzung
in neuer Besetzung Mitte Dezember, gab die Exekutive die neue Verteilung bekannt, die
in sehr angenehmer und konkordanter Atmosphäre gefällt worden sei. Das EFD
übernimmt neu Ueli Maurer – zum ersten Mal wird dieses Departement von einem SVP-
Magistraten geführt – während Guy Parmelin das VBS übernimmt. 
Die kleine SVP-Rochade wurde unterschiedlich interpretiert. Während sich die CVP
erstaunt zeigte, dass die SVP keine Verantwortung übernehme, indem sie ins EJPD
wechsle – ein Argument, das die scheidende Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga
als "absurd" bezeichnete: Es würde auch niemand behaupten, die FDP übernehme
keine Verantwortung für die Finanzpolitik, weil sie nicht im EFD sitze – zeigten sich
Wirtschaftsvertreter erfreut. Es sei gut, dass die Finanzen in bürgerlicher Hand blieben.
SP-Vertreter äusserten die Sorge, dass jetzt wohl Sparanstrengungen auf dem Rücken
des Bundespersonals zunehmen würden. Nicht kommentieren wollte die neue
Departementsverteilung der FDP-Präsident Philipp Müller (fdp, AG). Das sei Sache des
Bundesrates. 8

Hatte Didier Burkhalter seinen Rücktritt überraschend und ziemlich plötzlich
eingereicht, kündigte Doris Leuthard ihren Rücktritt ungewöhnlich früh an. Sie nannte
zwar kein präzises Datum, sagte aber explizit, dass sie spätestens am Ende der
Legislatur im Jahr 2019 zurücktreten werde. Die 54-jährige aktuelle Bundespräsidentin
sitzt seit 2006 im Bundesrat. In den Medien wurden sogleich Rechenspiele angestellt.
Es sei wahrscheinlich, dass Leuthard nach ihrem Präsidialjahr zurücktrete, weil sie die
Energiestrategie 2050 gewonnen habe und im UVEK nun keine grösseren Geschäfte
mehr anstünden. Wenn sie vor Johann Schneider-Ammann zurücktreten würde – auch
dem Berner Magistraten wurden Rücktrittsabsichten angedichtet –, so wäre die CVP im
Zugzwang, eine Frau zu portieren, da in diesem Fall nur noch Simonetta Sommaruga die
Frauen vertreten würde. Vielfach wurde deshalb ein koordinierter Rücktritt gefordert,
umso mehr, als auch Ueli Maurer wohl Ende 2019 zurücktreten werde. Die BaZ forderte
den unmittelbaren Rücktritt, um zusammen mit dem Rücktritt von Burkhalter eine
Doppelvakanz zu schaffen. Dies sei das beste für das Land. Verschiedene
Parteiexponenten forderten zwar nicht einen unmittelbaren, aber doch einen
koordinierten Rücktritt, um die Besetzung der Exekutive – auch im Hinblick auf
sprachliche, regionale und Frauenfragen – besser planen zu können. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.08.2017
MARC BÜHLMANN

Im Konkordanzsystem Schweiz mangelt es – anders etwa als in einem System mit einem
Präsidenten – an Köpfen, mit denen man aufgrund der zunehmenden Personalisierung
Medienberichte besser verkaufen kann. Es verwundert deshalb nicht, dass sich die
Medien für einzelne Exekutivmitglieder interessieren sowie gerne und häufig auch
Spekulationen über Rücktritte und mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger
amtierender Bundesrätinnen und Bundesräte anstellen. Dies taten sie auch bereits
kurz nach der Wahl des neuen Bundesrates Cassis: Schliesslich ist nach der Wahl auch
für das Regierungskollegium immer auch vor der Wahl. 
In der Tat hatte Doris Leuthard ja bereits im Sommer 2017 ihren Rücktritt auf
spätestens Ende der Legislatur im Herbst 2019 angekündigt. Dies war eine Steilvorlage
für die Medien, die insbesondere den Umstand thematisierten, dass mit dem Rücktritt
der Aargauerin nur noch eine Frau, nämlich Simonetta Sommaruga, in der Regierung
sässe und die CVP deshalb gut daran täte, Frauen als mögliche Kandidatinnen
aufzubauen – häufig genannt wurden die Ambitionen von Viola Amherd (cvp, VS).
Freilich standen bei den Christdemokraten auch einige Männer in den Startlöchern: In
den Medien kursierten insbesondere die Namen von Parteipräsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG), der Ständeräte Konrad Graber (cvp, LU) und Pirmin Bischof (cvp, SO), aber
auch Benedikt Würth (SG, cvp), Regierungsrat des Kantons St. Gallen, und
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden als Kandidaten gehandelt. Der Bundeskanzler
winkte jedoch relativ rasch ab und auch Parteipräsident Pfister zog sich mit dem
Argument zurück, einen Austausch im Präsidium kurz vor den Wahlen vermeiden zu
wollen. Auch Konrad Graber nahm sich mit seiner Ende August gemachten
Ankündigung, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr antreten zu wollen, aus
dem Rennen.  
Ende April 2018 gab dann auch Johann Schneider-Ammann bekannt, dass er keine
weitere Legislatur mehr anstrebe. Neben der Forderung, dass auch die FDP nun ein
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Frauenticket aufstellen müsse, wurde mit der Ankündigung des Berner Magistraten auch
die Diskussion um einen konzertierten Doppel- (zusammen mit Leuthard) oder gar
Dreierrücktritt (zusammen mit Ueli Maurer) angestossen. Das Parlament müsse eine
möglichst grosse Auswahl haben, damit eine genügend grosse Frauenvertretung
gesichert sei, lautete der Tenor in den Medien. Auch das Kandidatenkarussell für die
Nachfolge des Berner Magistraten begann sich rasch zu drehen. Neben Karin Keller-
Sutter (fdp, SG), die bei der Wahl Schneider-Ammanns 2010 noch unterlegen war,
brachten die Medien Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), die Ständeräte Andrea
Caroni (fdp, AR), Martin Schmid (fdp, GR) und Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Nationalrat
Beat Walti (fdp, ZH) ins Spiel. Auch beim Freisinn zogen sich einige potenzielle Papabili
allerdings bereits vor dem definitiven Rücktritt Schneider-Ammans zurück. So gab Petra
Gössi etwa zu Protokoll, ihrer Partei eine Kandidatur nicht zumuten zu wollen. Mit dem
Namen Keller-Sutter wurde in den Medien häufig auch der Anspruch der Zentral- und
Ostschweiz auf einen Bundesratssitz zur Sprache gebracht. 
Rücktrittspotenzial sahen die Medien schliesslich auch bei Ueli Maurer, bei dem sie
vermuteten, dass er mit 67 Jahren und nach zehn Jahren im Amt bald genug haben
könnte. Von verschiedener Seite wurde Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) als
mögliche Nachfolgerin ins Spiel gebracht, die in mehreren Interviews ihre Bereitschaft
signalisierte. Hierfür kam aber wenig später ein Dementi von der SVP-Spitze – Vater
Christoph Blocher gab zu Protokoll, dass er seine Tochter nicht in das «Gefängnis»
Landesregierung stecken wolle. Maurer selber gab in einem Interview zu Protokoll, dass
er auf das Ende einer Legislatur zurücktreten werde – ob 2023, 2027 oder 2031 sei
noch offen. 
Ein vorläufiges Ende nahm zumindest ein Teil der Spekulationen Mitte September, als
sowohl Johann Schneider-Ammann als auch Doris Leuthard ihren Rücktritt auf Ende
2018 bekannt gaben. In der Tat gilt die Herbstsession ein Jahr vor den Wahlen als
idealer Zeitpunkt für einen Rücktritt vor Ende einer Legislatur, weil so Ersatzwahlen
noch vor Ende eines Jahres stattfinden können. Rücktritte in einem Wahljahr selber
gelten eher als unschicklich. Freilich war laut Aussage von Doris Leuthard der
Doppelrücktritt vorher nicht abgesprochen worden; Schneider-Ammann habe immer
davon gesprochen, erst auf Ende Legislatur 2019 zurückzutreten. In den Medien wurde
das Vorpreschen des FDP-Bundesrats – er hatte seinen Rücktritt zwei Tage vor Doris
Leuthard der Presse verkündet – als geplanter Mediencoup gewertet. 10

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
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Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 11

Bundesverwaltung - Organisation

Das Parlament hatte im Rahmen des Immobilienprogramms des VBS im September 2016
den Bau des Rechenzentrums Campus in Frauenfeld bewilligt. Das Zentrum soll zu 45%
durch das Verteidigungsdepartement und zu 55% zivil genutzt werden, weshalb sein
Bau im Rahmen der Armeebotschaft beantragt worden war. Damit stand der
Zustimmung des Rahmenkredits für Migration und Umzug der verschiedenen
bestehenden, in Bern angesiedelten Rechenzentren eigentlich nichts im Weg. In der Tat
wäre es kaum nachvollziehbar, wenn etwas gebaut, dann aber nicht bezogen wird.
Allerdings werden voraussichtlich für die Ausstattung des Zentrums noch einige weitere
Kredite gesprochen werden müssen, worauf Finanzminister Maurer in der
Nationalratsdebatte im Mai 2017 hinwies. Das Rechenzentrum Campus soll einerseits
das Funktionieren der Bundesverwaltung sicherstellen. Andererseits wird mit der
Konzentration auf einen Standort eine Effizienzsteigerung angestrebt. Der Umzug wird
zwischen 2016 und 2024 durchgeführt und soll CHF 81,8 Mio. kosten. Davon sind CHF
34,2 Mio. Eigenleistungen. Der Bundesrat beantragte einen Verpflichtungskredit in der
Höhe von CHF 41,2 Mio. Die Kommission beantragte mit 22 zu 0 Stimmen bei einer
Enthaltung die Bewilligung des Kredits. Die deutliche Haltung der Kommission spiegelte
sich auch in der Gesamtabstimmung im Nationalrat wider. Einzig Franz Grüter (svp, LU)
bezeichnet die budgetierten Kosten als „an der absolut obersten Grenze“. Die SVP
stimme zwar zu, hoffe aber, dass es nicht zu einer Luxuslösung komme. Die
Ausgabenbremse wurde mit 185 zu 0 Stimmen gelöst und der Entwurf mit 186 zu 0
Stimmen angenommen. Beide Male gab es keine Enthaltungen. 12
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Bundesverwaltung - Personal

Mit 103 zu 83 Stimmen lehnte der Nationalrat eine Motion Golay (mcg, GE) ab, die quasi
einen Inländervorrang in der Bundesverwaltung gefordert hätte. Golay argumentierte,
dass trotz 150'946 Arbeitslosen und 206'138 Stellensuchenden (Zahlen des Seco vom
Januar 2015) zahlreiche Grenzgängerinnen und Grenzgänger in bundesnahen Betrieben
(SBB, Post) beschäftigt seien. Insbesondere in Grenzkantonen könnten mit einer
besonderen Berücksichtigung von Schweizerinnen und Schweizern die Sozialkosten
gesenkt werden – so der Genfer in der Begründung seines Vorstosses. 
In der Ratsdebatte wies Bundesrat Ueli Maurer darauf hin, dass mit der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative bereits Schritte in die geforderte Richtung
unternommen worden seien. Die Motion sei zudem aus zwei Gründen nicht erfüllbar.
Erstens sei sie nicht kompatibel mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU
und zweitens habe der Bundesrat gar keinen Einfluss auf die bundesnahen Betriebe. Er
können diesen keine Vorschriften hinsichtlich ihrer Anstellungspolitik machen. Ob
dieser Argumentation erstaunt die dennoch relativ starke Unterstützung der Motion, die
nicht nur alle Mitglieder der SVP-Fraktion, sondern auch eine Zweidrittelsmehrheit der
CVP-Fraktion hinter sich scharen konnte. Die Stimmen der mit Ausnahme der FDP
geschlossenen anderen Fraktionen reichten allerdings aus, um die Idee zu versenken. 13

MOTION
DATUM: 27.02.2017
MARC BÜHLMANN

Mit seiner Motion will Peter Keller (svp, NW) die Abgabe von Entschädigungen bei
Nebentätigkeiten von Angestellten der Bundesverwaltung regeln. Konkret fordert der
Nidwaldner, dass Bundesangestellte den Lohn, den sie aufgrund einer mit ihrer
Anstellung in Beziehung stehenden Nebenbeschäftigung erhalten, vollumfänglich ihrem
Arbeitgeber zurückerstatten müssen. In der Ratsdebatte erwähnte Keller den Baspo-
Direktor Matthias Remund, der als Arbeitgebervertreter bei der Pensionskasse Publica
zusätzlich CHF 36'000 erhalte; also als Vertreter des Bundes Geld für eine Tätigkeit
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erhalte, die er im Rahmen seiner Baspo-Anstellung erbringe. 
Der Bundesrat, der die Motion zur Ablehnung empfahl, war im Rat durch Ueli Maurer
vertreten. Der Finanzminister machte geltend, dass es schwierig sei, Leute zu finden,
die neben ihrer Tätigkeit beim Bund auch noch bereit seien, zusätzliche Verantwortung
für wichtige Nebentätigkeiten zu übernehmen. Freilich könne ein Teil dieser Tätigkeit
während der Arbeit ausgeübt werden, man opfere aber auch viel Freizeit, etwa für die
Vorbereitung von Sitzungen. Das Beispiel der Pensionskassen sei bezeichnend: Diese
Tätigkeit beinhalte viel Verantwortung und es sei nicht selbstverständlich, dass man
bereit sei, diese zu übernehmen. Es sei insgesamt durchaus gerechtfertigt, dass der
zusätzliche Aufwand für diese Nebentätigkeiten entschädigt würde. Der Bundesrat
ersuche das Parlament deshalb, ihm die Möglichkeit einer Entschädigung zu belassen,
damit er auch in Zukunft vertrauenswürdige und einsatzfreudige Leute mit dem nötigen
in ihrer Haupttätigkeit erworbenen Know-How für wichtige Nebenbeschäftigungen
finden könne. 
Die Regierung stiess in der grossen Kammer mit ihrer Forderung allerdings auf kein
Gehör. Mit 125 zu 64 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde der Vorstoss an den Ständerat
überwiesen. 14

Die Löhne und Sozialleistungen für das Bundespersonal standen weiterhin stark im
Fokus der SVP. Nachdem die Ideen einer Stellenplafonierung und einer Personalbremse
im Vorjahr mindestens im Ständerat gescheitert waren, forderte die SVP-Fraktion eine
laufende Anpassung der Löhne in der Bundesverwaltung an jene in der Privatwirtschaft.
Zudem müsse das Bundespersonalrecht an das privatwirtschaftliche Arbeitsrecht
angepasst werden. Die Angleichung sei nötig, weil die Löhne und Sozialleistungen für
das Bundespersonal die Entschädigungen in der Privatwirtschaft «zum Teil massiv
übertreffen». Zugunsten gesunder Staatsfinanzen müssten die Angestellten der
Bundesverwaltung auf den Luxus grosszügiger Leistungen verzichten. Die SVP nannte
etwa den Vaterschaftsurlaub, die Anzahl Ferientage oder die Pensionskassenbeiträge. 
In der Ratsdebatte zog Sandra Sollberger (svp, BL) als Sprecherin für die SVP-Fraktion
einen Vergleich: Ein Bundesangestellter verdiene im Schnitt inkl. 13. Monatslohn und
Ortszuschlag monatlich CHF 9'348; ein «Banker» verdiene hingegen lediglich CHF
8'596. Zudem würden Bundesangestellte Sozialleistungen erhalten, von denen
«Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft nur träumen können».
Der Bundesrat hatte in seiner ablehnenden Stellungnahme darauf hingewiesen, dass er
die Löhne in der Bundesverwaltung periodisch mit der Privatwirtschaft vergleiche. Dies
kritisierte Sollberger, weil es sich bei den Vergleichsfirmen um börsenkotierte,
multinationale Konzerne handle, die in ein ganz anderes Umfeld eingebettet seien als
KMU, welche rund zwei Drittel der Arbeitsplätze in der Schweiz bereitstellten und sich
daher eher für einen Vergleich anbieten würden. 
Diesen Punkt nahm Ueli Maurer als Vertreter der Landesregierung auf. Der Bund als
Arbeitgeber von rund 37'000 Mitarbeitenden sei sicherlich nicht vergleichbar mit
einem KMU. Der Finanzminister wies zudem darauf hin, dass auch andere Vergleiche
schwierig seien, weil Menschen, die in der Verwaltung arbeiten, andere Bedürfnisse
hätten als Angestellte in der Privatwirtschaft. Dies führe dazu, dass Bundesangestellte
ihrer Anstellung in der Regel treu blieben – genauso wie in der Privatwirtschaft
Angestellte kaum zum Bund wechseln würden, weil sie hier nicht die von ihnen
gewünschten Bedingungen erhalten würden. Man laufe Gefahr, hier Äpfel mit Birnen zu
vergleichen. Wahrscheinlich sei es in der Tat so, dass man in den unteren
Anstellungskategorien höhere Löhne zahle als in der Privatwirtschaft. Dies sei aber in
den oberen Bereichen sicher nicht der Fall. Unter dem Strich stimmten die
Lohnbedingungen. Der Bund entlöhne «gute Arbeitnehmer gut», dazu könne er stehen.

Die Mehrheit des Nationalrats, bestehend aus den geschlossenen SVP- und FDP-
Fraktionen, sah dies freilich anders und stimmte mit 99 zu 93 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) für die Überweisung des Vorstosses an den Zweitrat. 15
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Parlamentsmandat

Gleich fünf neue Ratsmitglieder wurden zu Beginn der Wintersession 2017 neu
vereidigt. Diana Gutjahr (svp, TG), Jahrgang 1984, ersetzt Hansjörg Walter (svp, TG).
Walter trat nach 18 Jahren als Nationalrat zurück. Der ehemalige Bauernverbands- und
Nationalratspräsident wird als zweimaliger Bundesratskandidat in Erinnerung bleiben.
2008 war er, von Links-Grün sowie Teilen der FDP und der CVP als Sprengkandidat
gesetzt, um lediglich eine Stimme Ueli Maurer unterlegen. 2011 wurde er, nachdem der
eigentlich nominierte Bruno Zuppiger (svp, ZH) wegen Verdachts auf Veruntreuung
nicht mehr antreten konnte, von seiner eigenen Partei nominiert, unterlag aber der
amtierenden Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Seine Nachfolgerin ist
Vizepräsidentin des Thurgauer Gewerbeverbandes. Die „Strahlefrau der Thurgauer SVP”
(NZZ) gilt als Zögling des ehemaligen Nationalrats Peter Spuhler. 
Mit Hansjörg Brunner (fdp, TG) rutschte gleich auch der Präsident des Thurgauer
Gewerbeverbandes nach. Der 51-jährige Inhaber einer Druckerei nimmt den Platz von
Hermann Hess (fdp, TG) ein, der nach lediglich zwei Jahren und ohne einen Vorstoss
lanciert zu haben, wieder von der nationalen Politikbühne abtritt. 
Dem Rücktritt von Jonas Fricker (gp, AG), der durch die 30-jährige
Islamwissenschafterin Irène Kälin (gp, AG) ersetzt wird, ging ein – je nach medialer
Lesart – „Eklat” (Aargauer Zeitung), ein „Schock” und „Skandal” (Blick) oder lediglich eine
„verbale Entgleisung” (Tagesanzeiger) voraus. Fricker hatte in einem Votum zur Fair-
Food-Initiative einen Schweinetransport mit der Deportation von Juden verglichen. Er
habe bei einem Dokumentarfilm über den Transport von Schweinen unweigerlich an die
Massendeportationen nach Auschwitz aus dem Film „Schindlers Liste” denken müssen.
Fricker wörtlich: „Die Menschen, die dort deportiert wurden, die hatten eine kleine
Chance zu überleben. Die Schweine, die fahren in den sicheren Tod.” Allerdings
entschuldigte sich der Aargauer Grüne noch während der Debatte für seine Aussage
und bat anschliessend auch den Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund um
Verzeihung. Dieser akzeptierte die Entschuldigung zwar, die Spitze der grünen Partei
distanzierte sich allerdings von Frickers Vergleich, der „inakzeptabel” sei – so Balthasar
Glättli (gp, ZH) im Blick. Besonders hart ins Gericht mit Fricker ging ebendiese
Boulevardzeitung, die – sekundiert von alt-Nationalrat Josef Lang – relativ rasch den
Rücktritt Frickers forderte. Eine Forderung, der Fricker schliesslich zwei Tage nach
seiner Aussage nachkam. Er trete zurück, weil es für ihn das stärkste Zeichen sei, das er
setzen könne. Der Rücktritt wurde allerdings unterschiedlich interpretiert. Während
der „Blick” ihn als Grösse feierte, hinterfragten der Tagesanzeiger und die NZZ, ob
dieser Rücktritt wirklich nötig gewesen sei. Schliesslich sei Fricker von der Aargauer
Bevölkerung gewählt worden. Irène Kälin, seine Nachfolgerin und „neckischerweise mit
einem bekannten Ringier-Mann liiert” (NZZ, 4.10.), politisiere pointierter links als
Fricker. Der Abgang sei deshalb fragwürdig. 
Auch in der EVP kam es zu einem Personalwechsel. Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH)
rutschte für Maja Ingold (evp, ZH) nach, die seit 2010 im Nationalrat sass und damals, als
Nachfolgerin von Ruedi Aeschbacher, die erste Frau der EVP auf nationaler Ebene war.
Ingold – die aus Altersgründen zurücktreten wollte –, wie auch Gugger, stammen aus
Winterthur. Gugger ist der erste Nationalrat mit indischen Wurzeln. Seine Eltern waren
Entwicklungshelfer und adoptierten ihn als Baby in Indien. 
Rocco Cattaneo (fdp, TI) rutschte für den in den Bundesrat gewählten Ignazio Cassis
nach. Der 59-jährige ehemalige Veloprofi und Unternehmer machte gleich auf sich
aufmerksam, weil er mit dem Velo bereits am Freitag aus dem Tessin an die Session fuhr
– von Bironico am Monte Ceneri über den Gotthard nach Bern; also rund 250 Kilometer
mit einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 30 km/h, wie der Neo-Nationalrat betonte.
Er verstehe seine Tour auch als Plädoyer für sichere Velowege – ein Vorgeschmack auf
die Debatte um die Velo-Initiaitive, in deren Komitee Cattaneo sitzt. 
Die fünf Neuen – bei Halbzeit der 50. Legislatur waren bisher 10 Mutationen zu
verzeichnen – wurden vereidigt (Brunner, Cattaneo und Gugger) bzw. legten das
Gelübde ab (Gutjahr und Kälin). 16
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MARC BÜHLMANN

Die ständigen Kommissionen, die mit der Parlamentsreform Anfang der 1990er Jahre
eingeführt wurden, spielen eine herausragende Rolle im schweizerischen
Gesetzgebungsprozess. In den Kommissionen werden zahlreiche Entscheide vorgespurt
und wichtige Änderungen an Gesetzesvorlagen angebracht. Kommissionen geben
Empfehlungen zu vielen Vorstössen ab, sie entscheiden, ob via parlamentarische
Initiativen angestossene Ideen in neue Gesetze fliessen sollen und arbeiten
entsprechende Gesetzesentwürfe auch aus. Freilich ist es das Gesamtparlament, das
letztlich entscheidet, ob es die Empfehlungen und Vorlagen seiner Kommissionen
annehmen möchte oder nicht. Eine Studie der Universität Bern zeigte allerdings auf,
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dass das Parlament im langjährigen Schnitt rund 75 Prozent aller
Kommissionsempfehlungen (bei parlamentarischen Initiativen und Standesinitiativen)
befolgt. Es ist somit nicht verwunderlich, dass die parteipolitische und individuelle
Besetzung der verschiedenen Kommissionen politisch von einiger Bedeutung ist. 
Institutionell sind die Vorgaben dafür klar: Die Fraktionen – nicht die Parteien –
erhalten entsprechend ihrer Mandatszahl in den jeweiligen Räten eine Anzahl
Kommissionssitze, die sie dann mittels Verhandlungen mit den anderen Fraktionen auf
die verschiedenen Kommissionen und mit fraktionsinternen Verfahren zwischen ihren
Mitgliedern verteilen. Im Nationalrat setzen sich die zwölf ständigen Kommissionen
(neun Sachbereichs- und zwei Aufsichtskommissionen sowie die
Immunitätskommission) in der Regel aus 25 Mitgliedern zusammen, die
Immunitätskommission aus neun. Im Ständerat umfassen die elf ständigen
Kommissionen – der Ständerat kennt keine Immunitätskommission – jeweils 13
Mitglieder. Neben den ständigen Kommissionen können auch Spezialkommissionen
eingesetzt werden, für die entsprechend ihrer Grösse ebenfalls ein Verteilschlüssel
errechnet wird. 
Entsprechend der Ergebnisse der eidgenössischen Wahlen 2019 entfielen von den total
284 Kommissionssitzen im Nationalrat 79 auf die SVP-Fraktion, 56 auf die SP-Fraktion,
43 auf die Mitte-Fraktion, 42 auf die Fraktion der Grünen, 41 auf die FDP-Fraktion und
23 auf die Fraktion der Grünliberalen. Abzüglich der neun Sitze in der
Immunitätskommission (SVP: 3; SP: 2; alle anderen Fraktionen je 1) hatte damit also die
SVP einen Anspruch auf je sieben Sitze in zehn Kommissionen und sechs Sitze in einer
Kommission. Die SP konnte in zehn Kommissionen jeweils fünf Mitglieder platzieren und
in einer vier. Jeweils vier Mitglieder schickten die Mitte-Fraktion in neun Kommissionen
(und je 3 in 2 Kommissionen), die Fraktion der Grünen in acht Kommissionen (und je 3
in 3 Kommissionen) und die FDP-Fraktion in sieben Kommissionen (und je 3 in 4
Kommissionen). Die Fraktion der GLP hatte entsprechend dieser Aufteilung Anspruch
auf je zwei Sitze in den elf Kommissionen. Der Verteilschlüssel im Ständerat brachte der
Mitte- und der FDP-Fraktion je drei Mitglieder in jeder Kommission, der SP- und der
SVP-Fraktion je zwei und der Fraktion der Grünen eines pro Kommission. Darüber
hinaus konnte die Mitte-Fraktion in sieben Kommissionen einen zusätzlichen Sitz
beanspruchen, die FDP in vier, die SP in sechs und die GP in fünf. Da mehr
Kommissionssitze als Fraktionssitze zu besetzen sind, bedeutet dies also auch, dass
einzelne Mitglieder in zwei oder mehr Kommissionen Einsitz nehmen. 
Wesentlich interessanter als die zahlenmässige Verteilung und medial besonders
verfolgt waren die personellen Entscheidungen in den einzelnen Fraktionen. Wer sollte
Einsitz in welche Kommission haben? Wichtig war diese Entscheidung nicht nur
deshalb, weil es mehr oder weniger interessante Kommissionen gebe – die Medien
betonten hier immer wieder die Wichtigkeit der Wirtschafts- und Abgabekommission
(WAK) –, sondern weil der Einsitz in eine Kommission mit individuellen inhaltlichen aber
auch handfesten Interessen verknüpft sein konnte. So dürfte sich eine Juristin in der
Gerichtskommission (GK) vielleicht wohler fühlen als ein Arzt, der sich wiederum eher
für einen Sitz in der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK)
interessieren dürfte. Freilich dürften es aber vor allem auch die Interessenbindungen
sein, die von Bedeutung sind. So hatten in den letzten Jahren die Diskussionen um die
Problematik der inhaltlichen Verknüpfung von Interessengruppen mit der
Kommissionsarbeit stark zugenommen (vgl. auch Dossier «Lobbyismus im
Bundeshaus»). Dabei stand die Frage im Raum, ob und inwiefern Lobbying immer
unmittelbarer bereits in den Kommissionen stattfinde.

Die Fraktionen hatten nach Bekanntgabe der Verteilschlüssel durch die
Parlamentsdienste Ende November bis zum 10. Dezember Zeit, die
Kommissionsmitglieder zu bestimmen. Die Zeitung Blick wusste dabei von SVP-internen
Streitigkeiten bei der Verteilung zu berichten. Lukas Reimann (svp, SG) hatte sich
öffentlich beklagt, dass er seinen Sitz in der SPK-NR nicht behalten durfte; er werde
abgestraft, weil er sich gegen Lobbyismus einsetze und zu wenig parteikonform stimme.
Auch die NZZ vermutete: «Die SVP setzt Abweichler unter Druck und straft sie ab». Die
Zeitung aus Zürich berichtete über Diana Gutjahr (svp, TG), die vom Fraktionsvorstand
der SVP in der WBK-NR belassen wurde, obwohl ihre Kandidatur für die Präsidentschaft
des Schweizerischen Gewerbeverbands mit einer Einsitznahme in der WAK-NR wohl
chancenreicher gewesen wären. An ihrer statt würde die neu gewählte Esther Friedli
(svp, SG) in der «einflussreichen» WAK Einsitz nehmen, obwohl «Neulinge [...] sehr
selten auf Anhieb in eine zentrale Kommission wie die WAK entsandt» würden, so die
NZZ weiter. Friedli habe diesen «Senkrechtstart ihrem Beziehungsnetz zu verdanken,
primär ihrem Lebenspartner, dem früheren Parteichef Toni Brunner (svp, SG).» Gutjahr
sei wohl ein «europapolitischer Denkzettel» verpasst worden, weil sie sich weigere, die
Begrenzungsinitiative der SVP zu unterstützen, interpretierte die NZZ. Der angefragte
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Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) betonte auf Anfrage, dass bei der Vergabe der
Kommissionssitze nicht alle Wünsche erfüllt werden könnten. 
Mediale Erwähnung fand auch die Besetzung der Gesundheitskommission durch die SP.
In der Regel müssten Neugewählte mit ihren Wünschen hinten anstehen, berichtete
dazu auch die Aargauer Zeitung. Dies gelte nicht für Pierre-Yves Maillard (sp, VD), der als
früherer Gesundheitsdirektor des Kantons Waadt «auf Anhieb den Sprung in die
prestigeträchtige Gesundheitskommission» geschafft habe, obwohl der bisherige
Angelo Barrile (sp, ZH) als Arzt dafür prädestiniert gewesen wäre. Die NZZ berichtete
ferner von einer SP-internen Regel. Da die Zahl der Kommissionssitze grösser ist als die
Zahl der Fraktionsmitglieder haben rund ein Drittel der SP-Mitglieder zwei
Kommissionssitze inne. Besagte Regel schreibe vor, dass dies für maximal vier Jahre
möglich sei. Dann habe man sich auf einen Sitz zu konzentrieren. Laut der NZZ habe
sich deshalb Eric Nussbaumer (sp, BL) zwischen der UREK-NR und der APK-NR
zugunsten Letzterer entscheiden müssen. Auch Beat Jans (sp, BS) habe wegen dieser
Regel seinen Sitz in der WAK-NR abgegeben und werde sich nun auf die UREK-NR
alleine konzentrieren müssen. «Weitsichtige Planung» attestierte die NZZ der SP
hingegen für die Besetzung der Kommissionssitze im Ständerat. Mit Christian Levrat (sp,
FR) und Paul Rechsteiner (sp, SG) würden zwei «Schwergewichte» der Partei das
Kommissionspräsidium der «wichtigsten und einflussreichsten» Kommissionen
übernehmen, der SGK-SR und der WAK-SR. Beliebt sei neben der WAK und der SGK
aber auch die UREK, weil sie «viel Aufmerksamkeit» generiere, so die Aargauer Zeitung
mit Blick auf die Verteilung in der FDP-Fraktion. Weil er der Klimaoffensive seiner
Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) skeptisch begegnet war, sei der bisherige
Christian Wasserfallen (fdp, BE) von seiner Fraktion aus der UREK-NR in die KVF-NR
versetzt worden. Wasserfallen selber sprach in der Aargauer Zeitung und auch in der
NZZ allerdings von einem lange gehegten Wunsch. Einen zusätzlichen Aspekt brachte
die St. Galler Zeitung in die Diskussion: die regionale Vertretung in den Kommissionen.
«St. Gallerinnen starten durch», titelte die Zeitung und freute sich, dass die Ostschweiz
«mehr Gewicht in der Wirtschaftskommission» erhalte. Aber auch eine regionale
Vertretung in der Verkehrskommission wäre wichtig gewesen; dort sei die Vertretung
der Ostschweiz aber nur noch «dünn», klagte das St. Galler Tagblatt. 
Schliesslich beleuchtete die Sonntagszeitung die Verteilung der Kommissionssitze aus
der Perspektive der Gleichstellung. «Die Frauenrevolution bleibt unvollendet», titelte
das Blatt. Zwar hätten die Frauen im Parlament nach den Wahlen 2019 einen Anteil von
39 Prozent (in National- und Ständerat zusammen), seien aber in den
parlamentarischen Kommissionen lediglich zu 36 Prozent vertreten, weil es eher
Männer seien, die mehrere Kommissionssitze besetzten. Zudem sei in den «wichtigen
oder prestigeträchtigen Ausschüssen» die Untervertretung der Frauen noch deutlicher.
In der FK sind lediglich 26 Prozent der Mitglieder Frauen (statt 39%), in der WAK und
der UREK sind es 32 Prozent und in der APK 34 Prozent. In der WBK (53% Frauen) und
der SGK (die Sonntagszeitung nannte sie die «Sozialkommission»; 47%) seien die Frauen
hingegen übervertreten. Auch die Kommissionspräsidien seien nur zu 23 Prozent von
Frauen besetzt. Das sei «undemokratisch», kommentierte die Sonntagszeitung: «[W]o
es politisch um etwas geht, sind die Politikerinnen unterrepräsentiert und haben wenig
zu sagen.» 17
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